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Amts - Biati 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
M 28.5 Marienwerder, den 14. Juli 1897, 


Die Nummer 27 der Geſetz⸗Sammlung enthält Das Meliorationsgebiet ift auf der ein Zubehör 
unter des Meliorationsplanes bildenden Karte des Kultur⸗ 
Nr. 9918 den Nachtrag zu dem Staatsvertrage|technifers Wündrich von 1889/1890 dargeſtellt, da- 
vom 17. Oktober 1878 über das Landgericht inſſelbſt mit einer Begrenzungslinie in rother Farbe be: 
Meiningen, vom 19. Februar 1897; und unter zeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der 
Nr. 9919 das Geſetz, betreffend die Errichtung Genoſſenſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern 
eines Amtsgerichts in der Stadt Witkowo, vom 21. ſpeziell nachgewieſen. 
Juni 1897. Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Die Nummer 28 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
unter Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Auſſichts⸗ 
Nr. 2396 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
eines Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat für das 9 ; An 
N 5 5 5 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen 
8 30 N ‘ 
N n vom 30. Juni 1897; und unter „Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft Wilhelmsau“ und hat 
a r. 2397 das Geſetz, betreffend die Aufnahme ihren Sitz in Wilhelmsau 
ler i für Zwecke der Verwaltung des Reichs— 8 3. Die in dem Meliorationsplane bezeichneten 
ee blatts enthält Anlagen ſind in den Jahren 1889 und 1890 von der 
Rute * 7 e 90 Königlichen Anſiedelungskommiſſion für Weſtpreußen 
5 . und Poſen zunächſt auf fiskaliſche Koſten ausgeführt. 
5 Nr. 2398 die Bekanntmachung, betreffend die Die bei der Genoſſenſchaft betheiligten Eigenthümer 
em internationalen, Uebereinkommen über den Eiſen⸗ zu Wilhelnsau haben ſich aber, ſoweit fie diefe Koſten 
ee beigefügte Liſte, vom 24. Juni 1897; zu erſtatten haben, dem Anſiedelungsfiskus gegenüber 
; ; . privatrechtlich zur Verzinſung und Tilgung der auf 
Aufh 0 95 8 80 e ak e ihre einzelnen Grundſtücke entfallenden Koſten ver: 
ee ee führung pflichtet und iſt dieſe Verpflichtung grundbuchmäßig 
des Reichs⸗Viehſeuchengeſetzes vom 27. Juni 1895, ſicher geſtellt. ; 
Dam el 30 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Die Anlagen ſelbſt und deren fernere Unter 
) haltung werden hiermit von der Genoſſenſchaft über: 
fi Nr. 2400 die führe betreffend Be⸗ 4 Die nach den Zwecken der Melioration 
em Bi Gal A d e behufs ihrer nutzbringenden Verwendung für die ein 
feln Din Juli 1897 5 b zelnen betheiligten Grundſtücke erforderlichen Ein 
won ns - - richtungen, wie Anlage und Unterhaltung beſonderer 
Zu: und Ableitungsgräben u. ſ. w. bleiben den be 
ne treffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben ſind 
1) S t En 1 15 N jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen Meli⸗ 
für oration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers Folge 
die Entwäſſerungs⸗ Genossenschaft zu Wilhelmsau imſiön 8 5 Se e den erdgh 
1 unter Leitung des Vorſtehers in der Regel in Tage⸗ 
lohn ausgeführt und unterhalten. Indeſſen können 


§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ di ; ; . 
A: 155 e die Arbeiten nach Beſtimmung des Vorſtandes in 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗ Accord gegeben werden. 


Bezirk Wilhelmsau werden zu einer Genoſſenſchaft Auf Veſchluß des Vorſtandes iſt die Leitung 


vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach f 1 3 15 . 
Maßgabe des Meliorationsplans des Waſſerbauinſpektors der Arbeiten einem Meliorationstechniker zu übertragen. 


Krey vom 9. Dezember 1896 durch Entwäſſerung zu § 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
verbeſſern. Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 


Ausgegeben in Marienwerder am 15. Juli 1897. 


unter 
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richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchafts-Anlagen erwachſenden Vortheil. 

Dieſer Vortheil entſpricht zur Zeit dem Ver⸗ 
hältniß der Koſten, welche zur Herſtellung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen für jedes betheiligte Grundſtück 
von der Königlichen Anſiedelungskommiſſion aufge⸗ 
wendet worden ſind; ſie ſind des Näheren aus dem 
dem Meliorationsplane angeſchloſſenen Verzeichniſſe er- 
ſichtlich. 

§ 7. Die hiernach feſtzuſtellenden Beitrags- 
liſten ſind von dem Vorſtande anzufertigen und vier 
Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers zur 
Einſicht der Genoſſen auszulegen; die bevorſtehende 
Auslegung iſt öffentlich bekannt zu machen. 

Jedem Genoſſen ſteht es frei, mit der Behauptung, 
daß die aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden 
Vortheile nicht allen Grundſtücken in dem vorbezeichneten 
Verhältniß zu gut kommen, zu verlangen, daß die 
Höhe feines Beitrages dem wirklichen Vortheile ſeines 
Grundſtücks entſprechend feſtgeſetzt werde. Solche An⸗ 
träge ſind bei dem Vorſtande anzubringen, gegen deſſen 
Entſcheidung binnen zwei Wochen die Berufung an 
die Aufſichtsbehörde zuläſſig iſt. Letztere entſcheidet 
endgültig, kann aber vor der Entſcheidung unter ihrer, 
beziehungsweiſe eines Kommiſſars Leitung durch Sach⸗ 
verſtändige, welche fie ernennt, im Beiſein des Antrag⸗ 
ſtellers und eines Vorſtandvertreters eine Unterſuchung 
eintreten laſſen. Sind beide Theile mit dem Gut: 
achten der Sachverſtändigen einverſtanden, ſo wird die 
Höhe des Beitrages darnach feſtgeſtellt. Die bis zur 
Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung ent⸗ 
ſtandenen Koſten trägt in jedem Falle die Genoſſenſchaft. 


Wird eine Entſcheidung erforderlich, ſo trägt der 
unterliegende Theil die dadurch erwachſenden Koſten. 

Anträge auf Berichtigung der Beitragsliſten ſind 
an keine Friſt gebunden. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 


zuläſſig. 

§ 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
träge beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die in dem Me⸗ 
liorationsplane bezeichneten Anlagen und deren Unter- 
haltung, ſoweit fein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 


Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 


ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 


das nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
in der Weiſe, daß für je 2 an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten eine Stimme gerechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

$ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 
b. zwei Repräſentanten der Genoſſenſchafts-Mit⸗ 
glieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
General⸗Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehreurechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriſten für Ge 
meindewahlen. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
Vorſtandsmitglieder anweſend find. Wer am Gr: 
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ſcheinen verhindert iſt, hal dies unverzüglich dem Vor⸗ 
ſteher anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stell⸗ 
vertreter zu laden. 
§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der Ge⸗ 
neralverſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller An— 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 
Insbeſondere liegt ihm ob: 
über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Grabenräumung mit Zuſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen; 
die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen au 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 
die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 
die Unterbeamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen; 
die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 
f. die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſezten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, 
zur Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
§ 14a. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind 
in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich 
wenigſtens ein Mal und in den erſten fünf Jahren 
nach der Bauausführung jährlich zwei Mal, im Früh⸗ 
jahr und im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau 
wird durch den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder ſind zur Theilnahme an der Schau 
einzuladen. Der Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt 
vier Wochen vorher, der Aufſichtsbehörde und dent 
zuſtändigen Meliorationsbaubeamten anzuzeigen, welche 
befugt ſind, an den Schauen theilzunehmen. Die von 
ihnen gemachten Vorſchläge ſind zu beachten. Das 
Ergebniß der Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen 
Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, nieder⸗ 
zulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichen 
Falles die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung 
der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig be⸗ 
ſchloſſenen Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangs⸗ 
wege auf Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung 
zu bringen. Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen 
Anordnungen der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Re⸗ 
gierungs⸗Präſident endgültig. 

§ 15. Die Verwaltung der Kaſſe 


A. 


— 


führt ein 


Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünſ Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jeder Zeit 
die Entlaffung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. 

§ 16. Ueber die etwa erforderliche Anſtellung 
eines Wärters oder weiterer Unterbeamten, ſowie über 
deren etwaige Beſoldung beſchließt der Vorſtand. Der 
Beſchluß bedarf der Genehmigung der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsbehörden, 

Kein Eigenthinner darf die Entwäſſerungs⸗An⸗ 
lagen eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer 
vom Vorſteher feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafe bis zu 
30 Mark für jeden Kontraventionsfall. 


Der Wärter muß den Anordnungen des Vor⸗ 
ſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben 
mit Verweis oder mit Ordnungsſtrafe bis zu 3 Mark 
beſtraft werden. 

§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. tie Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 


Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 


§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den für das Stimmverhältniß im § 11 ange 
gebenen Grundſätzen aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fallen (5 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 


Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und 
außerdem durch ortsübliche Bekauntmachung in der 
Gemeinde Wilhelmsau. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Fälle führt dieſe beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
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entſtehen, gehören zur Eutſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. i 


— 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 


Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 2 Bekanntmachung. 


die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Ge- Lehrers Hinz in Litefken zun erſten Stellvertreter 
noſſen in ihren durch das Statut begründeten Rechten des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Trank⸗ 


betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, w 


itz, Kreiſes Stuhm, an Stelle des aus dem Bezirke 


ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach verzogenen Adminiſtrators Schulz in Lautenſee zur 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗- öffentlichen Kenntniß. 


ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 3 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 


Danzig, den 3. Juli 1897. 

Der Ober⸗Präſident. 

) Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗Gutsbeſitzers und Ortsvorſtehers Funk in Wierſch zum 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Bremin, 


2 Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides K 


reiſes Schwetz, an Stelle des aus dem Kreiſe ver⸗ 


an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden zogenen Gutsbeſitzers Kattner in Wierſch zur öffent⸗ 


muß. Die Koſten des Verfahrens find dem unter' li 
liegenden Theile aufzuerlegen. 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 4 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 


chen Kenntniß. 
Danzig, den 3. Juli 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
) Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ Zutsbeſi ers und Gutsvorſtehers Joch im in Linowi 

15 owi 
vertreten von der Generalverſammlung nad) Maßgabe zum Gia enen für den Sen i Schloß 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar Roggenhauſen, Kreiſes Graudenz, an Stelle des Lehrers 


iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht K 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. — Wird ein Schieds⸗ 
richter mit Erfolg abgelehnt, jo iſt der Erſatzmann 


Zodrow in Schloß Roggenhauſen zur öffentlichen 


enntniß. 
Danzig, den 3. Juli 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 


aus den gewählten Stellvertretern oder erforderlichen 5) Bekanntmachun 
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1 2 5 Kö den ee Perſonen durch die Auf- Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
echkabe horde an ehren. Lehrers Bleck in Krummenfließ zum Standesbeamten 


20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 


für den Standesamtsbezirk Koelpin, Kreiſes Flatow, 


Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: Ent⸗ e . ee, 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Wilhelmsau zu erlaſſen und en Hr e en Priewe in Krummen— 


vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 6 
blatt zu Culm W. Pr. aufgenommen. 


Danzig, den 7. Juli 1897. 

Der Ober⸗Praſident. 

) Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen Lehrers Siebert in Neu Zakrzewo zum Standes⸗ 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April beamten für den Standesamtsbezirk Glumen, Kreiſes 


1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, F 


latow, an Stelle des Lehrers Bonin in Zakrzewo 


kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den zur öffentlichen Kenntniß. 


Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 


beſchluß erfolgen. 7 


über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 


Danzig, den 7. Juli 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund der §§ 137 und 139 des Geſetzes 


Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten 1885 f - : R . 
zugeſtimmt haben, wird auf Grund der §8 57 und e een ene we 1 


82 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. April 1879 genehmigt. 1 


Berlin, den 16. Juni 1897. 
— Der Miniſter 


mit Zuſtimmung des Provinzial - Raths angeordnet, 


as folgt: 
Einziger Paragraph. 
Die Vorſchriften der Baupolizei - Ordnung für 


Weſtpreußen (Städte) vom 13. Juni 1891 (Außer⸗ 


für Landwirthſchaft, Domänen und Forſlen ordentliche Beilage zum Amtsblatt der Königlichen 
In Vertretung: Regierung zu Danzig Nr. 28 vom 11. Juli 1891, 
Sterneberg, Außerordentliche Beilage zum Amtsblatt der König⸗ 
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lichen Regierung zu Marienwerder Nr. 26 vom (. Juli Die Prufungsordnung befindet ſich als Anlage 
1891) finden vom 15. Juli 1897 ab auf die Land- 2 zu § 91 der Wehrordnung abgedruckt. 
gemeinde Mocker im Kreiſe Thorn Anwendung. Marienwerder den 12. Juli 1897. 
Danzig, den 10. Mai 1897. Der Vorſitzende 
Der Ober⸗Präſident. der Prüfungs⸗Kommiſſion für Einjährig⸗Freiwillige. 
8) Bekanntmachung. 9) Bekanntmachung. 
Der diesjährige Herbſttermin zur Prüfung der⸗ Während der Uebungen der Kavallerie-Divifion C 


jenigen jungen Leute, welche die Berechtigung zum bei Hammerſtein wird zwecks Ankaufs von Schlacht- 
Einjährig⸗Freiwilligen Militärdienſte erwerben wollen, vieh (Ochſen und Hammel), Kartoffeln, Heu, Roggen⸗ 
ihre wiſſenſchaftliche Befähigung jedoch durch die vor- richtſtroh und eventl. auch Bäckereiholz (Tannen oder 
ſchriftsmäßigen Schulzeugniſſe nicht nachweiſen können, Kiefern-Klobenholz) daſelbſt ein Manöver⸗Proviant⸗Amt 
wird in den noch näher zu beſtimmenden „Tagen — von 12. Juli bis 10. Auguſt 1897 eingerichtet. 

um die Mitte des Monats September d. Is. — ab⸗ Angebote auf Lieferung der vorbezeichneten Be⸗ 
gehalten werden. Die Geſuche um Zulaſſung zu dieſer dürfniſſe — und zwar auch in kleineren Mengen — 
Prüfung müſſen bis ſpäteſtens zu 1. Auguſt d. Js. mit Angabe der geforderten Preiſe ſind vom angege⸗ 
bei der unterzeichneten Kommiſſion angebracht werden, benen Zeitpunkt ab dem genannten Manöver-Proviant⸗ 


Dieſer Meldung ſind beizufügen: Amt einzureichen. 
1. ein Geburtszeugniß, Danzig, den 7. Juli 1897. 
2. eine Erklarung des Vaters oder Vormundes Königliche Intendantur 17. Armee⸗Korps. 


über die Bereitwilligkeit, den Freiwilligen während 10) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter 
der einjährigen aktiven Dienftzeit zu bekleiden, Ordre vom 26. v. Mts. der Kommiſſion der gegen⸗ 
auszurüſten, ſowie die Koſten für Wohnung und wärtig in Dresden ſtattfindenden internationalen Kunſt⸗ 
Unterhalt zu übernehmen. Die Fähigkeit hierzu, ausſtellung die Erlaubniß zu ertheilen geruht, zu der 
ſowie die Unterſchrift iſt obrigkeitlich zu be- in Verbindung mit dieſer Ausſtellung beabſichtigten, 
ſcheinigen. von der Königlich Sächſiſchen Staatsregierung ge⸗ 
Bei Freiwilligen der ſeemänniſchen Be- nehmigten öffentlichen Ausſpielung von Ausſtellungs⸗ 
volkerung genügt die Einwilligungserklärung des gegenftänden — Bildern, Bildhauerarbeiten, Photo⸗ 
Vaters oder Vormundes (§ 15“ d. W. ⸗O.) graphien u. ſ. w. — auch im dieſſeitigen Saats⸗ 
Freiwillige, deren Väter verſtorben ſind, gebiete, und zwar in ſeinem ganzen Bereiche, Looſe 
haben der Meldung die gerichtliche Beſtallungs⸗ zum Preiſe von 1 Mk. das Stück, zu vertreiben. 
Urkunde des Vormundes in Urſchrift oder in bis Marienwerder, den 10. Juli 1897. 
glaubigter Abſchrift beizufügen, Der Regierungs⸗Präſident. 
3. ein Unbeſcholtenheitszeugniß, welches durch 11 11) Durch Erlaß des Herrn Miniſters für Handel 
Direktor der betreffenden Lehranſtalt oder durch und Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und 
die Polizeibehörde (Amtsvorſteher) oder ihre vor⸗Forſten vom 23. v. Mts. iſt der Regierungs⸗Aſſeſſor 


geſetzte Dienſtbehörde auszuſtellen iſt. Poleck in Dt. Krone zum Vorſitzenden der Schieds⸗ 
Sämmtliche Papiere find in Urſchrift ein- gerichte der landwirthſchaftlichen Unfallverſicherung und 
zureichen, für die Regiebauten des Kommunalverbandes des Kreiſes 

4. ein ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf. Dit. Krone, ſowie zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 


In dem Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung des Schiedsgerichts der Invaliditäts⸗ und Altersver⸗ 
iſt anzugeben, in welchen zwei fremden Sprachen der ſicherung daſelbſt ne worden. 


ſich Meldende geprüft ſein will, (lateinisch, griechiſch Marienwerder, den 6. Juli 1897. 
franzöſiſch oder engliſch). Der Regierungs⸗Präſident. 
12) ee e 


des Schlachtviehes zu Thorn im Monat Juni 1897 nach Lebendgewicht. 


2. Kälber für | 3. Schweine für 4. Hammel Anzahl der aufgetriebenen 
1. Rindvieh 9 * = | 100 Pfd. 100 Pfd. I für 100 Pfd. Stücke Vieh als 
5 1 a. b. a. | b. Br b. 
Jun gi ieh Rinde) Käl- Schwei⸗Ham⸗ 
Maſtvieh mageres unter 8 0 fette] magere] fette magere | Br 0 
Vieh 4 Jahren 5 age | vieh ber ne Intel. 
DE. D BEN DIE. III DIE. III N I Mf. ITI M- ITI Mf. III Mf. If | 
22 50 6— 50) — 12 — |) 3) 671 30 88 — —— — 81 894 — 
Marienwerder, den 10. Juli 1897. Der Regierungs⸗Präſident. 
13) Bekanntmachung. ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend 


Auf Grund des § 6 Artikel II des Reichs⸗Ge⸗ Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 


Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Ausführungs⸗Inſtruction vom 30. Auguſt 1887 (R.. 
G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu 8 9 des 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
ſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die 
einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
($ 19 Abſatz 2 und 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
13. Juni 1873) im Monat Juni 1897 für 
Fourage gezahlt worden ſind, bekannt gemacht. 

Es betrug im Monat Juni 1897 der Durch⸗ 
ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf: 


ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg Richt⸗ 
Hafer. Heu. ſtroh. 
im Hauptmarktorte Ab Sb 
Culm für den Kreis Culm 7,09 2,36 1,58 
Flatow für den Kreis Flatow 6,56 3,15 3,15 
Dt. Krone „ „ Dt. Krone 6,93 3,15 2,62 

Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
Roſenberg und Strasburg 6,30 2,76 2,17 

Marienwerder für den Kreis 
Marienwerder 7,36 2,61 2,27 

Konitz für die Kreiſe Konitz, 
Schlochau und Tuchel 6,48 2,78 2,83 

Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
denz und Schwetz 6,41 3,22 2,26 

Thorn für die Kreiſe Brieſen 
und Thorn 6,56 2,76 2,16 

Marienwerder, den 10. Juli 1897. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
14) Nachdem der Herr Miniſter der öffentlichen Ar⸗ 
beiten die Ausführung der allgemeinen Vorarbeiten 
für eine Nebenbahn von Miswalde nach Rieſenburg 
angeordnet hat, wird auf Grund des 8 5 des Ent⸗ 
eignungs⸗Geſetzes vom 11. Juni 1874 in Verbindung 
mit $ 150 des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes vom 1. Auguſt 
1883 hiermit den Beſitzern der in Betracht kommenden 
Grundſtücke ſoweit der Regierungsbezirk Marienwerder 
hierbei in Frage kommt, die Verpflichtung auferlegt, 
die Vornahme von Handlungen, die zu den Vor⸗ 
bereitungen für das gedachte Eiſenbahn⸗Unternehmen 
erforderlich find, auf ihrem Grund und Boden ge- 


ſchehen zu laſſen. 
Marienwerder, den 18. Juni 1897. 
Namens des Bezirks⸗Ausſchuſſes. 
Der Vorſitzende. 
In Vertretung: Kühne. 
15) Die mit einem Jahresgehalt von 600 Mark aus 
Staatsfonds ausgeſtattete Kreisthierarztſtelle des Kreiſes 
Dramburg iſt in Folge des freiwilligen Ausſcheidens 
des bisherigen Stelleninhabers ſofort zu beſetzen. Ge⸗ 
eignete Bewerber um dieſelbe werden aufgefordert, 
mir ihre Geſuche nebſt Zeugniſſen und Lebenslauf bis 
zum 1. Auguſt d. Is. einzureichen. 
Köslin, den 30. Juni 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident, 
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16) Bekanntmachung. 
Bei der hieſigen Ober⸗Poſtdirektion lagern folgende 
unanbringliche Gegenſtände: 

1. ein gewöhnlicher Brief an C. Bayer in Ples 
mit 50 Pf. in Briefmarken, aufgeliefert 23. Fe 
bruar 1897 in Flatow Weſtpr., 

2. ein Packet an Eduard Lichte in Berlin 62 poſt⸗ 
lagernd, aufgeliefert 19. Januar 1897 in 
Deutſch Krone. 

Ferner iſt eine in Verluſt gerathene Poſt⸗ 
anweiſung über 16 Mark 20 Pf. nach Berlin, 
aufgeliefert 11. Oktober 1896 in Deutſch Krone, 
bisher unausgezahlt geblieben, weil Empfänger 
und Abſender unbekannt ſind. 

Die unbekannten Abſender dieſer Gegenſtände 
werden aufgefordert, ſich innerhalb 4 Wochen vom 
Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung an ge: 
rechnet, zur Empfangnahme unter Beibringung des 
Berechtigungsnachweiſes zu melden, widrigenfalls über 
die Beträge pp. zum Beſten der Poſtunterſtützungskaſſe 
verfügt werden wird. 

Bromberg, den 6. Juli 1897. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 

Bekanntmachung. 

Bei der am 12. April 1897 erfolgten Auslooſung 

der auf Grund des Allerhöchſten Privilegii vom 2. Mai 

1887 für Zwecke des Provinzial⸗Hilfskaſſen⸗ und Me⸗ 

liorations⸗Fonds ausgegebenen 3¼ prozentigen Anleihe: 

ſcheine des Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſt⸗ 

preußen — V. Ausgabe — über 8 Millionen Mark 

ſind folgende Nummern gezogen worden: 

1. Buchſtabe A. über 3000 Mark: Nr. 139, 
187, 215, 233, 506, 541, 556, 626, 632, 648, 853, 
899, 900. 

2. Buchſtabe B. über 2000 Mark: Nr. 97, 
301, 335, 367, 517, 537, 556, 798, 800, 929, 953, 
968, 1154, 1178, 1204. 

3. Buchſtabe C. über 1000 Mark: Nr. 133, 
146, 166, 251, 265, 270, 401, 461, 501, 527, 564, 
1060, 1073, 1081. 

4. Buchſtabe D. über 500 Mark: Nr. 101, 
137, 138, 140, 526, 554, 563, 575, 630, 653, 670, 
684, 903, 831, 945, 1230, 1249, 1258, 1265. 

5. Buchſtabe E. über 200 Mark: Nr. 408, 
431, 447, 484, 495, 911, 942, 966, 997, 1063, 
1077, 1082, 1090, 1334, 1335, 1343, 1368, 1369, 
1701, 1722, 1756, 1785. 

Die unter dieſen Nummern ausgefertigten 3%. 
prozentigen Anleiheſcheine des Provinzial⸗Verbandes 
der Provinz Weſtpreußen — V. Ausgabe — werden 
den Inhabern hierdurch zum 1. Oktober 1897 
mit dem Bemerken gekündigt, daß von dieſem Tage 
an die Auszahlung des Kapitals für die ausgelooſten 
Anleiheſcheine bei der Landeshauptkaſſe zu Danzig, 
ſowie bei der General⸗ Direktion der Seehandlungs⸗ 
Sozietät in Berlin, der Direktion der Diskontogeſellſchaft 
in Berlin, der Deutſchen Bank in Berlin und der 
Danziger Privat⸗Aktienbank in Danzig gegen Rückgabe 
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der Anleiheſcheine nebſt den zugehorigen, nach dem] 1881 wird hierdurch unter Zuſtinunung des Anits⸗ 
Zahlungstage fällig werdenden Zinsſcheinen und denſausſchuſſes für den Umfang des Amtsbezirks Podgorz 
Zinsſcheinanweiſungen erfolgen wird. folgendes verordnet: . 

Die Verzinſung hört mit dem 1. Oktober 1897 § 1. Jeder Inhaber eines offenen Geſchäfts⸗ 
auf; der Betrag für fehlende Zinsſcheine wird vom,lokals iſt verpflichtet, an ſeinem Geſchäftslokal in einer 
Kapital in Abzug gebracht. von der Straße aus deutlich erkennbaren Schrift ent⸗ 

Aus früheren Kündigungen reſtiren: weder feinen vollen bürgerlichen Vor: und Zunamen 

a. der 4 prozentige Anleiheſchein IV. Ausgabe, oder die Bezeichnung ſeiner im Handels- oder Ge⸗ 

Littr. E. Nr. 121 über 200 Mark, noſſenſchafts⸗Regiſter eingetragenen Firma anzubringen. 

b. die Zinsſcheinanweiſungen J. Reihe zu den 3'/, . Die im § 1 angeordnete Bezeichnung des 
prozentigen Anleiheſcheinen V. Ausgabe, Buch⸗ Geſchäftslokals hat mit der Neueröffnung eines Ge: 
ſtabe D. Nr. 695, 696 über 500 Mark. ſchäfts zu erfolgen. Beſtehende offene Geſchäfte haben 

Vorſtehendes wird auf Grund des § 4 der zum den Vorſchriften dieſer Verordnung bis zum 1. Of 
Allerhöchſten Privilegium vom 2. Mai 1887 gehörigen|tober 1897 zu genügen. 

Bedingungenhierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. § 2. Die in Gemäßheit der vorſtehenden Be⸗ 

Danzig, den 12. Mai 1897. ſtimmungen etwa erforderlichen Aenderungen der Auf⸗ 

Der Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen. ſchrift find ſpäteſtens eine Woche nach Eintritt des 
e aedel. Ereigniſſes, welches die Aenderung erforderlich macht, 
18) Bekanntmachung. zu bewirken. 

Bei der am 12. April 1897 erfolgten Aus⸗ § 4. Für die Befolgung der im § 1 bie 3 
looſung der auf Grund des Allerhöchſten Privilegii getroffenen Beſtimmungen iſt neben dem Inhaber auch 
vom 12. Mai 1894 für Zwecke der Provinzial⸗Hilfs⸗ Derjenige, welcher die Verwaltung des Geſchäftes 
kaſſe ausgegebenen 3½ prozentigen Anleiheſcheine des führt, verantwortlich. 

Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſtpreußen — § 5. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtim⸗ 
VI. Ausgabe — über 2 Millionen Mark find folgende mungen dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis 
Nummern gezogen worden: zu 9 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle ent⸗ 
1. Buchſtabe A. über 3000 Mark: Nr. 80, ſprechende Haft tritt, geahndet. 
127, 176. Podgorz, den 10. Mai 1897. 
2. Buchſtabe B. über 2000 Mark: Nr. 65, Der Amtsvorſteher. 
217, 267. 20) Bekanntmachung. 

3. Buchſtabe C. über 1000 Mark: Nr. 72, Durch Beihluß der Wegepolizeibehörden von 
125, 280, 316. Barlewitz und Kolloſomp vom 12. Mai d. Is. iſt der 

4. Buchſtabe D. über 500 Mark: Nr. 134, 250. von Kalwe nach Hospitalsdorf führende Weg, welcher 

Die unter dieſen Nummern ausgefertigten 3 ¼⸗zwiſchen dem Sander'ſchen und Majewski'ſchen Aus⸗ 
prozentigen Anleiheſcheine des Provinzial⸗Verbandes wege zu Peterswalde belegen iſt, eingezogen und der⸗ 
der Provinz Meftpreußen — VI. Ausgabe — werden jenige Theil des Weges, welcher zwiſchen dem Majewski⸗ 
den Inhabern hierdurch zum 1. Oktober 1897 ſchen Auswege und der Chauſſee liegt, hat als öffent⸗ 
mit dem Bemerken gekündigt, daß von dieſem Tagef licher Weg zu beſtehen aufgehört und iſt in einen 
an die Auszahlung des Kapitals für die ausgelooften|Privatweg verwandelt worden. 

Anleiheſcheine bei der Landeshauptkaſſe zu Danzig, Barlewitz und Kolloſomp, den 30. Juni 1897. 
ſowie bei den Bankgeſchäften Delbrück, Leo & Co. in Die Aemter. 

Berlin und F. W. Krauſe & Co. in Berlin gegen“) Bekanntmachung. 

Rückgabe der Anleiheſcheine nebſt den zugehörigen, Durch den bevorſtehenden Chauſſeebau Wittun⸗ 
nach dem Zahlungstage fälligen Zinsſcheinen und Zins- Bahnhof ⸗Vandsburg wird ein Stück des in der Richtung 
ſcheinanweiſungen erfolgen wird. der projektirten Chauſſee innerhalb der Gemarkung 

Die Verzinſung hört mit dem 1. Oktober 1897 Wittun liegenden alten Weges für den öffentlichen 
auf; der Betrag für fehlende Zinsſcheine wird vom Verkehr entbehrlich. Dieſe Wegeſtrecke ſoll von der 
Kapital in Abzug gebracht. Wegepolizeibehörde eingezogen werden. Einſprüche da⸗ 

Vorſtehendes wird auf Grund des § 4 der zum gegen find innerhalb 4 Wochen zu erheben. 
Allerhöchſten Privilegium vom 12. Mai 1894 gehörigen Wittun, den 5. Juli 1897. 

Bedingungen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Der Anttsvorſteher. 

Danzig, den 12. Mai 1897. 22) Perſonal⸗Chronik. 

Der Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen. Dem Königlichen Landrath Grafen Finck von 
8 Jaeckel. Finckenſtein zu Konitz iſt vom 1. Juli d. Js. ab 
19) Polizei⸗Verordnung. die kommiſſariſche Verwaltung des Landrathsamtes im 

Auf Grund der 88 5 ff. des Geſetzes über die Kreiſe Herzogthum Lauenburg, Regierungs Bezirk 
Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und des § 62 [Schleswig übertragen und von demſelben Zeitpunkte 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872/19. Märzlab der Königliche Regierungs Aſſeſſor Freiherr von 
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Zedlitz und Neukirch mit der kommiſſariſchen Ver⸗ 
waltung des Landrathsamtes im Kreiſe Konitz be⸗ 
auftragt worden.. 

Der Staatsanwalt Wohlfarth in Eulm ift 
unter Ernennung zum Regierungs⸗Aſſeſſor definitiv 
zunt Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗ 
Kommiſſionen und der Steuerausſchüſſe der Gewerbe⸗ 
ſteuerklaſſen III und IV für die Kreiſe Culm und 
Schwetz ernannt worden. 


Mit dem 1. Juli d. Js. find verſetzt worden: 
a. der Kreisſekretär Wannmacher von dem Land: 
rathsamte in Dt. Krone an dasjenige in Thorn, 
b. der Kreisſekretär Reiter von dem Landraths⸗ 
amte in Thorn an dasjenige in Stuhm, 
6. der Kreisſekretär Salzwedel von dem Land⸗ 
rathsamte in Stuhm an dasjenige in Dt. Krone, 
d. der Kreisſekretär Pauly von dem Landraths⸗ 
amte in Brieſen an dasjenige in Strasburg und 
. der Kreisſekretär von Kolkow von dem Land⸗ 
vathsanıte in Strasburg als Regierungs⸗Sekretär 
an die Königliche Regierung in Marienwerder. 

Der Regierungs⸗Zivil⸗Supernumerar Lindner 
iſt zum Kreisſekretär bei dem Landrathsamte in Brieſen 
ernannt. 

Die Wahl des Gerichtsreferendars Max Schulz 
aus Königsberg i./Pr. zum beſoldeten Stadtrath der 
Stadt Konitz iſt auf die Dauer von 12 Jahren be⸗ 
ſtätigt worden. 

Der Erſte Gerichtsſchreiber, Sekretär Lenz iſt 
zum Stellvertreter des Amtsanwalts in Löbau ernannt 
worden. 

Die Wahl des Dampſſchneidemühlenbeſitzers 
Ludwig Lehmann zum Beigeordneten der Stadt 
Meme iſt beſtätigt worden 

Geſtorben iſt der Poſtverwalter Selcke in Tütz 
Weſtpr. 

Der Kreisſchulinſpektor Dr. Thunert in Culmſee 
it von 12. Juli bis 1. Auguſt d. Is. beurlaubt und 
wird während dieſer Zeit von dem Ortsſchulinſpektor, 
Pfarrer Schmidt in Culmſee vertreten. 


Der Kreisſchulinſpektor, Schulrath Dr. Kaphahn 
in Graudenz iſt vom 7. Juli bis zum 7. Anguſt d. Js. 


18 — 


beurlaubt und wird während dieſer Zeit von dem 
Kreisſchulinſpektor Engelien in Neuenburg vertreten. 
ö Die Orts⸗Aufſicht über die evangeliſche Schule 
zu Eichdorf im Kreiſe Schwetz iſt dem Prediger Evers 
in Andreasthal übertragen und der bisherige Orts⸗ 
ſchulinſpektor, Pfarrer Staffehl in Bukowitz von dieſem 
Amte entbunden worden. 

Die Ortsaufſicht über die paritätiſche Schule zu 
Zlottowo Kreis Löbau iſt dem Seminarlehrer Dr. 


Bidder in Löbau übertragen und der bisherige Orts⸗ 


ſchulinſpektor, Kreisſchulinſpektor Streibel in Löbau 
von dieſem Amte entbunden worden. 

Dem Fräulein Margarethe Zimmermann in 
Kl. Ballowken, Kreis Löbau, iſt die Erlaubniß ertheilt, 
im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin 
thätig zu ſein. e 

Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der öffentlichen Volksſchule 
in Wonzow, Kreis Flatow, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Bennewitz zu Flatow bis zum 15. Auguſt 
zu melden. 

Die letzte Lehrerſtelle an der Stadiſchule in 
Mewe, Kreis Marienwerder, iſt erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn von Homeyer zu Mewe ſchleunigſt zu melden. 

Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 

24) Friedens⸗Geſellſchaft für Weſtpreußen. 

Zu den Generalverſammlungen: 

a. Dienſtag, den 3. Auguſt 1897: „Erſtattung 
des Jahresberichts, Wahl der Mitglieder des 
engeren Ausſchuſſes und der Rechnungs⸗Reviſoren“, 

b. Montag, den 20. September 1897: „Ertheilung 
der Decharge, Bewilligung von Stipendien“, 

erſtere im kleinen, letztere im Stadtverordneten⸗Sitzungs⸗ 
ſaale des Rathhauſes zu Danzig, Nachmittags 4 Uhr, 
ladet die Mitglieder der Geſellſchaft ein. 

Danzig, den 3. Juli 1897. 

Der engere Ausſchuß. 


(Hlerzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 28.) 


Nediglit im Bureau der Könlgſichen Regierung. 


ruck von N. Kanter's Hofbuchdructeren. 


